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Religion, Sex
und Leitkultur

Nach dem Massaker in einem
Schwulenklub in Orlando
wurde im Juni vergangenen
Jahres auch am Sheridan
Square in New York der Opfer

gedacht. Vor allem Homosexuelle
kamen dort zusammen, um einander zu
trösten, Kerzen anzuzünden und
Blumen niederzulegen. Der Ort ihrer
Andacht, einer unter vielen in den USA,
hätte nicht symbolträchtiger sein
können, denn dort, an der legendären
Christopher Street, hatten Schwule und
Lesben im Jahr 1969 gegen willkürliche
Polizeigewalt demonstriert – und damit
den langwierigen Kampf für die Rechte
von Homosexuellen in den USA initiiert.
In Erinnerung an diesen Kampf bege-
hen Homo-, Bi- und Transsexuelle
alljährlich den Christopher Street Day.

49 Tote und mehr als 50 Verletzte
forderte besagter Anschlag, der als
gravierendster Gewaltakt gegen
Homosexuelle in der Geschichte der
USA gilt. Der von Polizisten erschossene
Täter, Omar Mateen, Sohn afghanischer
Migranten, war Muslim, Waffennarr
und nah am Alkohol gebaut. Ob der
Endzwanziger psychisch krank, ob
seine homophobe Tat der Terrormiliz
Daesch oder eigenen sexuellen Disposi-
tionen geschuldet war, ist nicht mehr
letztgültig zu klären. Gleichwohl
besteht Anlass zur Vermutung, dass die
Bluttat wesentlich durch seine weltan-
schauliche Prägung motiviert war – fas-
se man diese nun mit kultureller oder
religiöser Terminologie.

Homophobie im Islam ist ein so
heikles Thema, dass hierzulande schon
die öffentliche Äußerung, Ressentiments

gegenüber Schwulen seien in muslimi-
schen Kreisen gang und gäbe, einen
Shit-Orkan provozieren kann. Weil
Binnendifferenzierungen zwar notwen-
dig sind, politische Korrektheit bei
Analysen aber nicht zielführend ist,
lässt sich immerhin sagen, dass Homo-
sexuellenhass unter Islamisten verbrei-
tet, ja nachgerade pathologisch ist. Das
hat schlechte Tradition: Seit Ayatollah
Khomeini Homosexualität zum Verbre-
chen erklärte, werden junge Iraner
dafür hingerichtet. Zur Homo-Hatz
bliesen nach der Irak-Intervention der
USA sowohl schiitische als auch
sunnitische Islamisten. Aberhunderte
Schwule wurden von marodierenden

Milizen entführt, misshandelt und
ermordet. In diese Tradition stellen sich
sowohl Daesch-Terroristen als auch
islamistische Hassprediger in Europa.
So verunglimpfte der aus Marokko
stammende Imam einer Moschee in
Rotterdam, Khalil El Moumni, Homose-
xualität als Krankheit, Schwule als
Schweinen nachgeordnet. Ein anderer
Fundamentalist, der Brite Anjem
Choudary, sorgte vor einigen Jahren für
Furore, als er forderte, Homosexuelle
müssten gesteinigt werden.

Vor diesem zeithistorischen Hinter-
grund sollten die jüngsten Äußerungen
des – schwulen – CDU-Bundestagsab-
geordneten Jens Spahn gesehen und
bewertet werden. Verschiedentlich hat
Spahn bemerkt, mit der erheblichen
Einwanderungsbewegung der vergan-

genen Jahre sei hierzulande gleichsam
Homophobie importiert worden. Dem
Schwulen- und Lesbenverband wirft der
Politiker vor, Homosexuellenfeindlich-
keit unter islamischen Migranten zu
verharmlosen, ja zu verschleiern. Dabei
hat der Ausgangspunkt seines Engage-
ments durchaus ein Gschmäckle. Denn
eine Sache ist es, eigenes Erleben zu
teilen, indem Spahn beispielsweise
davon erzählt, dass er und sein Partner
unflätig beschimpft worden seien. Eine
andere Sache ist es freilich, zur Unter-
mauerung seiner durchaus diskussions-
würdigen These die Deutungshoheit
über Geschehnisse an sich zu raffen, die
keinen gesicherten homophoben
Hintergrund haben.

So nämlich hielt es Spahn, als er nach
einer Messerstecherei unter Migranten
Ende Januar in Köln bundesweit mit
seinem Generalverdacht gegen Musli-
me hausieren ging – und dabei wie
beiläufig den gut abgehangenen Begriff
der deutschen Leitkultur recycelte. Es
war dies ein gleichermaßen findiges wie
durchschaubares Manöver: unter dem
Deckmantel von Liberalität und Tole-
ranz der AfD Sympathisanten abzuja-
gen. Spahn und anderen Debattenteil-
nehmern mit notorischer Verallgemei-
nerungstendenz sollte zur Mahnung
gereichen, dass die Strategie von
Schwulenverbandsfunktionären prompt
als Versuch enttarnt wurde, Homopho-
bie zu instrumentalisieren.

Und die Doppelmoral von der
Geschichte? Populistische Rhetorik und
der manipulative Gebrauch von
Schein-Kausalitäten halten offenbar
auch hierzulande verstärkt Einzug in
vormals liberale Milieus. Differenzie-
rungen und Abwägungen sind zu einem
raren Disput-Gut geworden. Dieser
Umstand ist kaum weniger verstörend
als Schwulenfeindlichkeit.

Hendrik Werner
über Islam
und Homophobie

hendrik.werner@weser-kurier.de

„Schwulenhass hat seit
Ayatollah Khomeini
schlechte Tradition.“

Trump kann die Entwicklung nicht aufhalten

US-Präsident Donald Trump steht wie
kein anderer vor ihm für die Vergan-
genheit. Er kämpft für die Energie-

politik von gestern. Kohle, Atom, Öl – al-
les, was vor 25 Jahren gut schien, will er
konservieren. Er lehnt jede seriöse wissen-
schaftliche Prognose ab und will den
Klimavertrag aufkündigen. Seine ersten
Amtshandlungen waren, einen Klimawan-
delskeptiker als Chef der Umweltbehörde
zu berufen und einen ehemaligen Ölkon-
zernlenker zum Außenminister, der für die
Interessen der fossilen Energieindustrie
steht.

Was man nicht zu wissen scheint: Der
Wettlauf um die beste Umsetzung der

Energiewende hat weltweit bereits
begonnen. Kohle- und Atomtechnologie
sind gleichermaßen Techniken der
Vergangenheit. Kohlekraftwerke produ-
zieren erhebliche Schäden für die Wirt-
schaft, weil sie Innovationen behindern
und Altlasten verursachen. Auch die
angeblich so klimafreundliche Atomener-
gie verursacht Kosten in erheblichem
Ausmaß. Bau und Rückbau der Anlagen,
aber vor allem die Lagerung und Beseiti-
gung des höchstgefährlichen Atommülls
sind marktwirtschaftlich nicht finanzier-
bar. Mal ganz abgesehen davon, dass es
auch in den USA kein Endlager gibt.

Die künftige Energiewelt, wie sie sich
schon heute an allen Ecken der Welt zeigt,
ist kleinteilig und dezentral. Sie basiert
auf einer klugen Vernetzung volatiler
erneuerbarer Energien, flexibler Speicher
und intelligenter Energiespartechnolo-
gien. Die Energiesysteme des 20. Jahr-

hunderts basierten aber auf zentralen und
inflexiblen Strukturen. Eines ist klar:
Kohle- und Atomkraftwerke sind den
Anforderungen an die Flexibilität des
Stromsystems nicht gewachsen. Wirt-
schaftlich steckt die neue Energiewelt
voller Chancen. Kalifornien macht es vor:
Es baut die weltweit besten Elektroautos,
stellt Batteriespeicher vor und will künftig
auch Solarziegel für das Hausdach
anbieten. So geht Energiewende: demo-
kratisch, zukunftsorientiert und ökono-
misch effizient.

Fakt ist: Das Ende des fossilen Zeitalters
wird kommen, ob mit oder ohne die USA.
Die Energiewende ist nicht aufzuhalten,
erneuerbare Energien werden immer
billiger, Atom- und Kohlekraft sind teuer.
Viele Atom- und Kohleunternehmen sind
bereits pleite oder davon bedroht und
wären nur mit teuren Subventionen
wiederzubeleben. Die Blockade der

Energiewende wird die USA teuer zu
stehen kommen und um Jahre zurückwer-
fen. Die Frage ist nicht, ob wir Trump
brauchen. Die Frage ist, wie schnell es
gelingt, die globalen CO₂-Emissionen zu
mindern und auf erneuerbare Energien
umzustellen. Diesen Wettbewerb werden
die USA sicher nicht mehr gewinnen. Das
sind gute Nachrichten für Deutschland.

Claudia Kemfert
über die globale Energiewende

Namentlich gekennzeichnete Kommentare geben
nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder.

Unsere Gastautorin
ist Wirtschaftswissenschaftle-
rin. Die gebürtige Delmen-
horsterin (48) ist Leiterin der
Abteilung Energie, Verkehr
und Umwelt am Deutschen
Institut für Wirtschaftsfor-
schung und Professorin für
Energieökonomie.

Westfälische Nachrichten

Der Tagesspiegel

Mitteldeutsche Zeitung

über einenWahlkampfauftritt vonErdogan:
„Erdogans bisheriges Gebaren macht we-
nig Hoffnung, dass er auf diplomatisch ver-
packte Hinweise, seine Werbetour hierzu-
lande sei nicht erwünscht, eingehen wird.
Allzu deutlichwird eineBerlinerAusladung
aber wohl nicht ausfallen – ganz zu schwei-
gen von einem Verbot. Berlin braucht An-
kara. Stichwort: Flüchtlingspakt.Wasbleibt?
Der Trost, dass es ein Zeichen gelebter De-
mokratie ist,wennMeinungsfreiheit undRe-
derecht auch für deren Gegner gelten –
selbst wenn es kaum zu ertragen ist.“

über die Verteidigungsausgaben: „Mit Kri-
tik anDonaldTrumpmachtman inDeutsch-
land heute immer Punkte. Aber der Außen-
minister istChef derDiplomatie.Auf keinen
Fall darf er einen Dissens im Bündnis zum
offenenKonflikt aufblasen ... Das Zwei-Pro-
zent-Ziel als Umfang des Verteidigungs-
haushaltes der Nato-Staaten ist keine Idee
des neuen amerikanischenPräsidenten.Die
Mitglieder der Verteidigungsallianz haben
es sich selbst 2014 auf ihrem Gipfel in Wa-
les unter dem Eindruck der russischen An-
nexion der Krim gesetzt.“

über Opel: „Peugeot, Citroën, Opel und
Vauxhallwerden technisch identischeAutos
bauen, die sich nur durch ihre äußere Hül-
le unterscheiden. Opel hat unter PSA-Fitti-
chen einegrößereÜberlebenschance alsmit
GM. Aber es braucht eine Doppelstrategie.
Die vier Marken müssen einerseits auf dem
europäischen Markt verlorene Anteile zu-
rückgewinnen. Andererseits müssen sie in
Nordamerika, China und in Schwellenlän-
dern wie Indien präsent sein. Das verlangt
Anstrengungen in mehrere Richtungen.“

Dieses Symbol kennzeichnet
Augmented-Reality-
Effekte. Mit Ihrem Smart-
phone, Tablet und der
App WESER-KURIER Live
können Sie digitale
Inhalte abrufen.
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Ausgleich

Die Befreiung der Schulleiter an
niedersächsischen Grundschulen
vom Bürokram war überfällig.

Angesichts von Inklusion und auch
Integration der vielen Flüchtlingskinder
haben die Rektoren wahrlich Besseres zu
tun, als etwa die Arbeitsverträge ihrer
pädagogischen Mitarbeiter auszuformulie-
ren. Die Übertragung des Personalge-
schäfts auf die Landesschulbehörde kann
jedoch nur ein erster Schritt sein.

Die verantwortungsvolle Arbeit an den
Grundschulen mit ihrer vielschichtigen
Klientel gilt es endlich angemessen zu
würdigen. Hier werden die entscheiden-
den Weichen für den Erfolg des gesamten
Bildungssystems gestellt. Vom Engage-
ment der Lehrkräfte hängt es ab, welchen
Weg die Kinder einschlagen, dass dabei
möglichst niemand auf der Strecke bleibt.
In den vergangenen Jahren sind die
Herausforderungen und auch die Belas-
tungen enorm gestiegen. Ein finanzieller
Ausgleich oder eine Reduzierung der
Unterrichtsverpflichtung gingen jedoch
nicht damit einher. Noch immer hinken
die Lehrer an Grundschulen bei Besol-
dung und Arbeitszeit den Kollegen
anderer Schulformen gewaltig hinterher.
Die Frage muss erlaubt sein, ob dies
wirklich noch zeitgemäß ist. Bericht Seite 14

hannover@weser-kurier.de

Peter Mlodoch
über Grundschulleiter

Geldbad

So viel Understatement bekommt
wirklich nur Angela Merkel hin. Sie
mache sich angesichts des Milliarden-

überschusses des Staates keine Sorgen, so
die Kanzlerin am Donnerstag. Der Regie-
rung werde schon etwas dazu einfallen,
wie sie das Geld ausgeben könne, „das
vielleicht vorhanden ist“.

Vielleicht? Es sind fast 24 Milliarden
Euro die Bund, Länder und Gemeinden im
vergangenen Jahr mehr eingenommen als
ausgegeben haben. Auch die in Deutsch-
land gerne gescholtene Geldpolitik der
Europäischen Zentralbank hat dazu
beigetragen, dass die Finanzminister sich
freuen dürfen. Die Zinsen sind niedrig, die
Schulden billig – nicht nur für die Süd-
europäer. Da kann es Wolfgang Schäuble
gut verkraften, wenn die Bundesbank
wegen der Wertpapierkäufe der EZB mehr
Rücklagen bildet und entsprechend
weniger nach Berlin überweist.

Wohin nun mit dem Geld? Steuersen-
kungen wären die einfache und im
Wahljahr politisch einträglichste Lösung.
Die ökonomisch sinnvolle sind Investitio-
nen – etwa in Schienen, Straßen, Schulen.
Zumal die Risiken für die exportorientierte
deutsche Wirtschaft mit Trump und dem
Brexit zugenommen haben. Da helfen
Wachstumsimpulse. Bericht Seite 4

philipp.jaklin@weser-kurier.de

Philipp Jaklin
über den Staatsüberschuss
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